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BGB § 1901 

Umfang der Betreuung, Pflichten des Betreuers 

(1) Die Betreuung umfasst alle Tätigkeiten, die erforderlich sind, um die 

Angelegenheiten des Betreuten nach Maßgabe der folgenden Vorschriften 

rechtlich zu besorgen.  

(2) Der Betreuer hat die Angelegenheiten des Betreuten so zu besorgen, wie 

es dessen Wohl entspricht. Zum Wohl des Betreuten gehört auch die 

Möglichkeit, im Rahmen seiner Fähigkeiten sein Leben nach seinen eigenen 

Wünschen und Vorstellungen zu gestalten.  

(3) Der Betreuer hat Wünschen des Betreuten zu entsprechen, soweit dies 

dessen Wohl nicht zuwiderläuft und dem Betreuer zuzumuten ist. Dies gilt 

auch für Wünsche, die der Betreute vor der Bestellung des Betreuers 

geäußert hat, es sei denn, dass er an diesen Wünschen erkennbar nicht 

festhalten will. Ehe der Betreuer wichtige Angelegenheiten erledigt, 

bespricht er sie mit dem Betreuten, sofern dies dessen Wohl nicht 

zuwiderläuft.  

(4) Innerhalb seines Aufgabenkreises hat der Betreuer dazu beizutragen, 

dass Möglichkeiten genutzt werden, die Krankheit oder Behinderung des 

Betreuten zu beseitigen, zu bessern, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder 

ihre Folgen zu mildern. Wird die Betreuung berufsmäßig geführt, hat der 

Betreuer in geeigneten Fällen auf Anordnung des Gerichts zu Beginn der 

Betreuung einen Betreuungsplan zu erstellen. In dem Betreuungsplan sind 

die Ziele der Betreuung und die zu ihrer Erreichung zu ergreifenden 

Maßnahmen darzustellen.  

(5) Werden dem Betreuer Umstände bekannt, die eine Aufhebung der 

Betreuung ermöglichen, so hat er dies dem Vormundschaftsgericht 

mitzuteilen. Gleiches gilt für Umstände, die eine Einschränkung des 

Aufgabenkreises ermöglichen oder dessen Erweiterung, die Bestellung eines 

weiteren Betreuers oder die Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts (§ 

1903) erfordern.  

 

 

SGB IX § 4 Leistungen zur Teilhabe 

(1) Die Leistungen zur Teilhabe umfassen die notwendigen Sozialleistungen, 

um unabhängig von der Ursache der Behinderung  

1. die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, ihre                                       

Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Folgen zu mildern,  

2. Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit oder Pflegebedürftigkeit zu 

vermeiden, zu überwinden, zu mindern oder eine Verschlimmerung zu 

verhüten sowie den vorzeitigen Bezug anderer Sozialleistungen zu 

vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu mindern, 

3. die Teilhabe am Arbeitsleben entsprechend den Neigungen und 

Fähigkeiten dauerhaft zu sichern oder  

 

4. die persönliche Entwicklung ganzheitlich zu fördern und die Teilhabe am 

Leben in der Gesellschaft sowie eine möglichst selbständige und 

selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen oder zu erleichtern. 

(2) Die Leistungen zur Teilhabe werden zur Erreichung der in Absatz 1 

genannten Ziele nach Maßgabe dieses Buches und der für die zuständigen 

Leistungsträger geltenden besonderen Vorschriften neben anderen 

Sozialleistungen erbracht. Die Leistungsträger erbringen die Leistungen im 

Rahmen der für sie geltenden Rechtsvorschriften nach Lage des Einzelfalls 

so vollständig, umfassend und in gleicher Qualität, dass Leistungen eines 

anderen Trägers möglichst nicht erforderlich werden. 

(3) Leistungen für behinderte oder von Behinderung bedrohte Kinder werden 

so geplant und gestaltet, dass nach Möglichkeit Kinder nicht von ihrem 

sozialen Umfeld getrennt und gemeinsam mit nicht behinderten Kindern 

betreut werden können. Dabei werden behinderte Kinder alters- und 

entwicklungsentsprechend an der Planung und Ausgestaltung der einzelnen 

Hilfen beteiligt und ihre Sorgeberechtigten intensiv in Planung und 

Gestaltung der Hilfen einbezogen. 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

SGB IX § 17 Ausführung von Leistungen, Persönliches Budget 

(1) Der zuständige Rehabilitationsträger kann Leistungen zur Teilhabe  

1.  allein oder gemeinsam mit anderen Leistungsträgern, 

2.  durch andere Leistungsträger oder 

3.  unter Inanspruchnahme von geeigneten, insbesondere auch freien und 

gemeinnützigen oder privaten Rehabilitationsdiensten und -einrichtungen  

(§ 19) ausführen. Er bleibt für die Ausführung der Leistungen 

verantwortlich. Satz 1 gilt insbesondere dann, wenn der 

Rehabilitationsträger die Leistung dadurch wirksamer oder wirtschaftlicher 

erbringen kann. 

(2) Auf Antrag können Leistungen zur Teilhabe auch durch ein Persönliches 

Budget ausgeführt werden, um den Leistungsberechtigten in eigener 

Verantwortung ein möglichst selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen. Bei 

der Ausführung des Persönlichen Budgets sind nach Maßgabe des individuell 

festgestellten Bedarfs die Rehabilitationsträger, die Pflegekassen und die 

Integrationsämter beteiligt. Das Persönliche Budget wird von den beteiligten 

Leistungsträgern trägerübergreifend als Komplexleistung erbracht. 

Budgetfähig sind auch die neben den Leistungen nach Satz 1 erforderlichen 

Leistungen der Krankenkassen und der Pflegekassen, Leistungen der Träger 

der Unfallversicherung bei Pflegebedürftigkeit sowie Hilfe zur Pflege der 

Sozialhilfe, die sich auf alltägliche und regelmäßig wiederkehrende Bedarfe 

beziehen und als Geldleistungen oder durch Gutscheine erbracht werden 

können. An die Entscheidung ist der Antragsteller für die Dauer von sechs 

Monaten gebunden. 

(3) Persönliche Budgets werden in der Regel als Geldleistung ausgeführt, bei 

laufenden Leistungen monatlich. In begründeten Fällen sind Gutscheine 

auszugeben. Persönliche Budgets werden auf der Grundlage der nach § 10 

Abs. 1 getroffenen Feststellungen so bemessen, dass der individuell 

festgestellte Bedarf gedeckt wird und die erforderliche Beratung und 

Unterstützung erfolgen kann. Dabei soll die Höhe des Persönlichen Budgets 

die Kosten aller bisher individuell festgestellten, ohne das Persönliche 

Budget zu erbringenden Leistungen nicht überschreiten. 

(4) Enthält das Persönliche Budget Leistungen mehrerer Leistungsträger, 

erlässt der nach § 14 zuständige der beteiligten Leistungsträger im Auftrag 

und im Namen der anderen beteiligten Leistungsträger den Verwaltungsakt 

und führt das weitere Verfahren durch. Ein anderer der beteiligten 

Leistungsträger kann mit den Aufgaben nach Satz 1 beauftragt werden, 

wenn die beteiligten Leistungsträger dies in Abstimmung mit den 

Leistungsberechtigten vereinbaren; in diesem Fall gilt § 93 des Zehnten 

Buches entsprechend. Die für den handelnden Leistungsträger zuständige  



 

Widerspruchsstelle erlässt auch den Widerspruchsbescheid. 

(5) § 17 Abs. 3 in der am 30. Juni 2004 geltenden Fassung findet auf 

Modellvorhaben zur Erprobung der Einführung Persönlicher Budgets weiter 

Anwendung, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnen haben. 

(6) In der Zeit vom 1. Juli 2004 bis zum 31. Dezember 2007 werden 

Persönliche Budgets erprobt. Dabei sollen insbesondere modellhaft 

Verfahren zur Bemessung von budgetfähigen Leistungen in Geld und die 

Weiterentwicklung von Versorgungsstrukturen unter wissenschaftlicher 

Begleitung und Auswertung erprobt werden. 

 

SGB IX § 22 Aufgaben 

(1) Gemeinsame örtliche Servicestellen der Rehabilitationsträger bieten 

behinderten und von Behinderung bedrohten Menschen, ihren 

Vertrauenspersonen und Personensorgeberechtigten nach § 60 Beratung 

und Unterstützung an. Die Beratung und Unterstützung umfasst 

insbesondere,  

1.  

über Leistungsvoraussetzungen, Leistungen der Rehabilitationsträger, 

besondere Hilfen im Arbeitsleben sowie über die Verwaltungsabläufe zu 

informieren, 

2.  

bei der Klärung des Rehabilitationsbedarfs, bei der Inanspruchnahme von 

Leistungen zur Teilhabe, bei der Inanspruchnahme eines Persönlichen 

Budgets und der besonderen Hilfen im Arbeitsleben sowie bei der Erfüllung 

von Mitwirkungspflichten zu helfen, 

3.  

zu klären, welcher Rehabilitationsträger zuständig ist, auf klare und 

sachdienliche Anträge hinzuwirken und sie an den zuständigen 

Rehabilitationsträger weiterzuleiten, 

4.  

bei einem Rehabilitationsbedarf, der voraussichtlich ein Gutachten erfordert, 

den zuständigen Rehabilitationsträger darüber zu informieren, 

5.  

die Entscheidung des zuständigen Rehabilitationsträgers in Fällen, in denen 

die Notwendigkeit von Leistungen zur Teilhabe offenkundig ist, so 

umfassend vorzubereiten, dass dieser unverzüglich entscheiden kann, 

6.  

bis zur Entscheidung oder Leistung des Rehabilitationsträgers den 

behinderten oder von Behinderung bedrohten Menschen unterstützend zu 

begleiten, 



 

7.  

bei den Rehabilitationsträgern auf zeitnahe Entscheidungen und Leistungen 

hinzuwirken und 

8.  

zwischen mehreren Rehabilitationsträgern und Beteiligten auch während der 

Leistungserbringung zu koordinieren und zu vermitteln. 

Die Beratung umfasst unter Beteiligung der Integrationsämter auch die 

Klärung eines Hilfebedarfs nach Teil 2 dieses Buches. Die Pflegekassen 

werden bei drohender oder bestehender Pflegebedürftigkeit an der Beratung 

und Unterstützung durch die gemeinsamen Servicestellen beteiligt. 

Verbände behinderter Menschen einschließlich der Verbände der Freien 

Wohlfahrtspflege, der Selbsthilfegruppen und der Interessenvertretungen 

behinderter Frauen werden mit Einverständnis der behinderten Menschen an 

der Beratung beteiligt. 

(2) § 14 des Ersten Buches und § 10 Abs. 2 und § 11 Abs. 1 bis 3 und 5 des 

Zwölften Buches bleiben unberührt. Auskünfte nach § 15 des Ersten Buches 

über Leistungen zur Teilhabe erteilen alle Rehabilitationsträger. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


